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Venezuela, Kuba und seit fast zwei Monaten die Terrorbom-
bardierung und Blockade des Iran: Trump an der Spitze des 
US-Imperialismus ist in der Offensive und kämpft mit nack-
ter militärischer Gewalt darum, die USA als Nr.1 in der Welt 
zu behaupten. Um sich ihrem Abstieg entgegenzustemmen, 
haben die USA die Samthandschuhe von Völkerrecht und 
Menschenrechtsgerede der letzten Jahrzehnte abgestreift 
und schlagen jetzt wild um sich und erpressen unterdrückte 
Länder, wenn sie die nicht direkt militärisch angreifen. 

Gleichzeitig setzen die USA auch die schwächeren impe-
rialistischen Mächte wie Deutschland oder Japan unter 
Druck, fordern immer größere wirtschaftliche Opfer 
(Trump-Zölle und Wirtschaftskrieg gegen die Volksrepub-
lik China) und massive Aufrüstung im Rahmen der NATO 
(5-Prozent-Ziel!): alles, um die Position der USA zu stützen. 
Die NATO ist seit dem Zweiten Weltkrieg das US-geführte 
Militärbündnis der westlichen Imperialisten. Gegründet mit 
dem Ziel, die Sowjetunion niederzuringen, existiert es wei-
ter, um die Vorherrschaft der USA aufrechtzuerhalten und 
schwächere Länder und die internationale Arbeiterklasse 
auszubeuten. Hierzulande wird die NATO insbesondere 
von der SPD oft als Verteidigungsbündnis oder zur Absiche-
rung von Frieden hochgehalten, auch weil es bis vor kurzem 

eine relativ stabile Periode in Europa gegeben hat. Aber es 
ist genau diese vorherige Periode, in der sich die NATO u.a. 
bis an die Grenzen Russlands ausweitete und die nun 
zwangsläufig in eine Zeit von Krieg und Krisen führt. So ist 
es die von den deutschen Kapitalisten mitgetragene NATO, 
die die Aufrüstung vorantreibt und Kern dieser Ordnung ist, 
die immer weitere Katastrophen vorbereitet.

Auch wenn Merz und Klingbeil ab und zu kritische Töne 
gegen Trump spucken – die deutschen Kapitalisten werden 
sich dem Kurs der USA fügen müssen, weil sie nur als Juni-
orpartner und Helfershelfer der USA ihre exorbitanten 
Profite und Position sichern können. Deshalb hat die deut-
sche Bourgeoisie selbst ein Interesse daran, das brutale 
US-Weltsystem zu erhalten und in der NATO-Allianz zu 
bleiben. Und so akzeptiert sie auch, dass in Ramstein die 
größte US-Luftwaffenbasis außerhalb Amerikas betrieben 
wird, die eine zentrale Rolle bei den mörderischen Angrif-
fen auf Iran gespielt hat. Appelle an die Bundesregierung, 
die US-Basis zu schließen, bringen nichts. Wir müssen die 
Arbeiter überzeugen, dass es mit der Verteidigung ihrer ei-
genen Lebensgrundlagen einhergeht, eine Seite mit dem 
Iran einzunehmen und Aktionen gegen die US-Basis vorzu-
bereiten.

Bundeswehr im Hamburger Hafen, September 2025. Protest gegen Schließung von Bosch, November 2025 
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NATO-Aufrüstung & 
Deindustrialisierung 

stoppen!

Wie bauen wir eine linke 
Arbeiteropposition auf?
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Der immer größer werdende Druck der internationalen 
Situation, die heranrollende Wirtschaftskrise und eine 
schwache und verhasste Merz-Regierung: Alles deutet auf 
einen tiefgehenden reaktionären Umbruch hin. Auf der einen 
Seite werden die Kapitalisten, um ihre Interessen zu vertei-
digen, auch hier immer mehr gezwungen sein, Trump-Me-
thoden anzuwenden. Auf der anderen Seite ist die liberale 
Politik der letzten Jahrzehnte bei Arbeitern zu Recht ver-
hasst. Die neuesten Angriffe im Gesundheitssektor sind 
beispielhaft dafür, wie die katastrophale Politik von 
Merz-Klingbeil der AfD, die von vielen als einzige wirkliche 
Opposition gesehen wird, immer mehr Auftrieb gibt. Die 
AfD erzielte letztes Jahr bei der Bundestagswahl etwa 20 
Prozent, mittlerweile liegt sie mit über 25 Prozent in Umfra-
gen vorn, gerade unter Arbeitern.

Wie konnte es so weit kommen? Es waren die Führer der 
Arbeiterbewegung in SPD, Linkspartei (LP) und Gewerk-
schaften, die alle auf ihre Weise den für die Arbeiter so ka-
tastrophalen NATO-Kurs durchgedrückt haben. Ob massi-
ve Deindustrialisierung mit dem Verlust von etwa 15 000 
Jobs in der Industrie pro Monat (!!), die geplante Einfüh-
rung der Wehrpflicht und der massive Rüstungsetat mit 
Milliarden für Waffen an die Ukraine oder die Anti-Russ-
land-Sanktionen: Während die SPD-Führer diese Angriffe 
oft direkt organisierten, kollaborieren die Linken- und Ge-
werkschaftsführer mit ihnen und akzeptieren, dass alle 
Krisen auf die Arbeiter und ihre Kinder abgewälzt werden.

Genau diese Ausverkaufspolitik hat zu einer Niederlage 
nach der anderen geführt und viele Arbeiter in die Arme 
der AfD getrieben. Sie hat auch die Kapitalisten zu immer 
dreisteren Angriffen ermuntert, wie Mitte April, als die 
Lufthansa-Bosse so mir nichts, dir nichts die ganze Firma 
CityLine während laufender Streiks (!) zugemacht haben. 
Dieses Beispiel hat nochmal brutal klargemacht, dass die 
aktuellen Führer der Gewerkschaften den Bossen dabei 
helfen, durchzukommen, anstatt die vereinte Kraft der Ar-
beiter gegen sie zu mobilisieren. So hat die ver.di-Führung 
bei der neuen Lufthansa-Firma City Airlines einen Tarif-
vertrag abgeschlossen, während die Kollegen von UFO und 
Cockpit bei CityLine ausgesperrt wurden, und ist so ihrem 
Verteidigungskampf direkt in den Rücken gefallen. Trotz 
gelegentlicher Kritiken stehen die Gewerkschaftsführer 
hinter dem NATO-Kurs der Regierung. Sie stemmen sich 
gegen jeden effektiven Kampf für die Arbeiter, da ein sol-
cher ja die Regierung in Schwierigkeiten bringen könnte.

Deshalb: Um auch nur einen Schritt voranzukommen 
und endlich eine linke Alternative aufzubauen, ist ein 
Kampf gegen diese Pro-NATO-Führung der Arbeiterbewe-
gung dringend notwendig. Von Wagenknecht bis zu sozialis-
tischen Gruppen haben viele die jetzige Politik von SPD 
und LP berechtigterweise beklagt – aber sie haben es abge-
lehnt, den politischen Kampf gegen diese Führer aufzuneh-
men und für einen alternativen Kurs einzutreten. Das ist 
aber die entscheidende Aufgabe.

Konfrontiert mit der blutrünstigen Offensive der USA 
weltweit und den Angriffen und der staatlichen Repression 
hier, wie gegen Palästina-Aktivisten und zunehmend auch 
gegen Gewerkschafter, ist der Druck auf Sozialisten groß, 
den Kopf zu verlieren und von einem Protest zum nächsten 
zu springen. Ja, wir müssen aktiv an den laufenden Kämp-
fen teilnehmen und sie voranbringen, wo und wie nur mög-
lich. Dabei müssen wir aber eine längerfristige Strategie im 
Kopf behalten, die die sozialistische Linke in eine bessere 
Ausgangslage bringen kann für die kommende schwere, re-

aktionäre Periode. Um den Kampf für Arbeiterinteressen 
jetzt aufzunehmen, müssen wir die Opposition gegen Auf-
rüstung und Deindustrialisierung miteinander verbinden 
und gemeinsam gegen die jetzige pro-imperialistische Füh-
rung innerhalb der Arbeiterbewegung eine anti-imperialisti-
sche, Anti-NATO Strömung aufbauen.

Kampf für Anti-imperialismus und  
eine proletarische Perspektive in LP & BSW!

Viele Sozialisten und Kämpfer für die Arbeiter gucken 
auf LP und BSW. Genau hier müssen Revolutionäre anset-
zen und für einen Weg vorwärts kämpfen, in direkter Aus
einandersetzung gegen die Politik der Führungen in diesen 
Organisationen, die das Problem verschärfen und uns nicht 
voranbringen.

Während die riesige Mehrheit der Arbeiter die Linke als 
liberale arrogante Kleinbürger sieht, die keine Antworten 
zu bieten haben, tut die Führung der Linkspartei alles 
dafür, diese Sicht zu bestätigen. Angriffe auf die Renten 
werden durchgelassen aus Angst, mit der AfD gegen die 
Regierung zu stimmen; Aufrüstung wird sogar von Lin-
ke-Vertretern in der Bremer Regierung unterstützt; und 
und und. Jetzt, im Kontext der Spritpreis-Explosion, lehnt 
es die LP-Führung auf Biegen und Brechen ab, die sofortige 
Abschaffung der Öl- und Gas-Sanktionen gegen Russland 
und Iran und aller reaktionären Energie- und CO2-Steuern 
zu fordern! Warum? Weil sie, wie die DGB-Führer, grund-
sätzlich hinter den reaktionären Zielen der deutschen Impe-
rialisten steht. Sie predigt Solidarität mit der Ukraine und 
verdeckt dabei, dass die NATO die ukrainische Bevölke-
rung als Kanonenfutter missbraucht. Die LP-Führung ak-
zeptiert damit auch, dass die Arbeiter für diese angeblich 
„hehren“ Zwecke – wie Russland in die Knie zu zwingen 
und das Klima auf Kosten der Arbeiter zu „retten“ – die 
Zeche zahlen sollen.

Die Perspektive von Reichinnek, Schwerdtner & Co., die 
AfD zu stoppen, ist die „Brandmauer“ aus allen „Demokra-
ten“ – also ein Block aus genau den Parteien, der die Arbei-
ter über die letzten Jahrzehnte ruiniert und so viele in die 
Arme der AfD getrieben haben! Deshalb konzentrieren sie 
sich darauf, in Orten mit großem Kleinbürgertum wie Berlin 
in die Regierung zu kommen, mit den NATO-Parteien von 
SPD und Grünen. Dafür muss natürlich jeder Mucks von 
anti-zionistischen Positionen unterdrückt werden, wie im 
Landesverband Niedersachsen. Die Aufgabe des linken Flü-
gels ist dagegen klar: Den Kampf aufnehmen, um Antiimpe-
rialisten in der Partei zu vereinen mit der Perspektive, die 
jetzige Führung loszuwerden. Wichtig wäre es zum Beispiel, 
den Abtritt van Akens auszunutzen und eigene Kandidaten 
beim Bundesparteitag aufzustellen, die gegen die NATO 
und für Palästina stehen. So können wir im Kampf voran-
kommen, die LP von einem linken Anhängsel der Regierung 
endlich zu einer wirklichen linken Opposition zu machen.

Das BSW wiederum erhebt viele berechtigte Forderun-
gen wie die Wiederaufnahme der Öl- und Gas-Importe aus 
Russland und einen Stopp der wahnwitzigen Waffenliefe-
rungen an die Ukraine und lehnt auch richtigerweise die 
„Brandmauer“ ab. Gleichzeitig hat der Eintritt Ende 2024 
in Koalitionen mit den „Brandmauer“-NATO-Parteien von 
CDU und SPD das BSW in den Augen vieler als Opposition 
wieder komplett erledigt. Auch wenn Wagenknecht jetzt 
anerkennt, dass Mitregieren ein „Anfängerfehler“ war: Da 
die Führung des BSW bewusst eine sozialistische Perspekti-
ve ablehnt, die Arbeiterklasse zu mobilisieren, bleibt ihr nur 
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irgendeine Form von Koalition mit den Parteien, die für die 
ganze Misere verantwortlich sind. Im BSW gibt es Genos-
sen wie in Arbeit und Gewerkschaft BSW (AGBSW), die, 
was sehr wichtig ist, eine Orientierung auf die Arbeiter ha-
ben und die jetzige Linie der BSW-Führung kritisieren. 
Aber Kritik allein reicht nicht.

Wir brauchen eine grundlegende Wende: Sozialisten 
müssen in LP & BSW geduldig auf eine politische Spaltung 
von dem Pro-NATO- und pro-kapitalistischen Kurs der 
Parteiführungen hinarbeiten, um so den Kampf für eine 
anti-imperialistische Arbeiteropposition voranzubringen. 
Als erste konkrete Schritte schlagen wir gemeinsame Aktio-
nen vor, um alle Kollegen und Genossen in Schule, Betrieb 
und Gewerkschaft zu verteidigen, die von anti-palästinensi-
scher Repression und Berufsverboten betroffen sind. Lasst 
uns gemeinsam eintreten für Hüseyin Doğru und seine 
Familie, der als Journalist durch die anti-russischen EU-
Sanktionen massiv verfolgt wird.

Klassenkampf-Opposition aufbauen in den 
Gewerkschaften!

Die Bosse von VW, Siemens bis Bosch haben allein in 
den letzten Monaten riesige Angriffe auf die Arbeiter und 
ihre Lebensbedingungen beschlossen. VW will die Produk-
tion noch weiter runterfahren, was zu Werkschließungen 
führen wird. Der Kahlschlag wird auf die Spitze getrieben. 
Jetzt wollen Regierung und Rheinmetall-Bosse zusammen 
mit der IG-Metall-Führung die Arbeiter für dumm verkau-
fen und schüren die Hoffnung, dass Rüstungsproduktion 
die zehntausenden weggefallenen guten Industriejobs erset-
zen werden.

Ja, die massive Aufrüstung wird einige Jobs kreieren; 
aber solange Deutschland nicht auf Kriegsproduktion um-
stellt, werden es, wie die Kapitalisten selbst sagen, bei wei-
tem weniger Arbeitsplätze sein, mit viel schlechteren Bedin-
gungen, die durch den jetzigen Ausverkauf vorbereitet 
werden. Alles, um die Profi te der Rüstungskonzerne zu si-
chern und es der Regierung zu erleichtern, Arbeiterkinder 
als Kanonenfutter in den Krieg zu schicken. Auch wenn 
viele durch vollkommen gerechtfertigten Abscheu vor der 
imperialistischen Mordmaschine von US-Armee und Bun-
deswehr angetrieben sind, ist es natürlich kleinbürgerlich- 
illusorisch, sich Rüstungsproduktion einfach wegzuwün-
schen, wie viele Linke z. B. in der Kampagne Rheinmetall 
entwaffnen. Unter Arbeitern, die gezwungen sind, in der 
Rüstungsindustrie zu malochen, ist es sehr wichtig, für ge-
werkschaftliche Organisierung einzutreten: für bessere Be-
dingungen für Arbeiter, was wiederum das Potenzial hat, 
die Kriegsmaschinerie zu schwächen.

Ohne Zweifel gibt es in vielen Betrieben und darüber 
hinaus in der Industrie viele individuelle Arbeiter und op-
positionelle Gruppen in den Gewerkschaften, die kämpfen 
wollen, auch wenn sie im Moment in einer kleinen Minder-
heit sind. Die Aufgabe von Revolutionären und den bewuss-
testen Arbeitern ist es, diese oft vereinzelten Kämpfer und 
Oppositionen im Kampf über Betriebsgrenzen hinaus zu 
verbinden und ihnen eine politische Perspektive zu geben, 
wie man vorankommt, um die Gewerkschaften der Kontrol-
le der Bürokratie zu entreißen und sie wieder zu Kampfor-
ganisationen zu machen.

Ein richtungsweisendes Beispiel war die Unterstützung 
von Kollegen bei Mercedes-Marienfelde (Berlin), der Au-
toarbeiter für eine kämpfende IG Metall (AfkI), für den 
Kampf bei Tesla-Grünheide, um dort die IG Metall zu etab-
lieren. Während der Wahl zum Betriebsrat bei Tesla An-
fang März waren Kollegen der AfkI vor den Toren präsent, 
um Tesla-Arbeiter vom Eintritt in die IG Metall und von der 
Unterstützung für die IG-Metall-Liste zu überzeugen.

Diese Arbeit voranzubringen heißt insbesondere auch, 

sich gegen die falschen Antworten in der sozialistischen 
Linken zu stellen. Auf der einen Seite gibt es Organisatio-
nen wie die SGP, die oft korrekt den Verrat der Gewerk-
schaftsoberen benennen, aber dann soweit gehen, den Auf-
bau von Gewerkschaften an sich abzulehnen: eine durch 
und durch reaktionäre Schlussfolgerung, die nur den Kon-
zernbossen von VW, Siemens und Elon Musk hilft. Auf der 
anderen Seite gibt es die Genossen der MLPD, die richti-
gerweise am Aufbau der IG Metall arbeiten wollen, die sich 
aber dagegenstellen, als Teil davon eine Opposition gegen 
die Gewerkschaftsführer zu schmieden.

Die Kollegen der AfkI haben klargemacht, dass der 
Kampf, die Gewerkschaft zu stärken und in Betrieben wie 
bei Tesla zu verankern, auch gleichzeitig ein Kampf inner-
halb der Gewerkschaften für einen neuen Kurs im Interesse 
der Arbeiter bedeutet. Es waren ja gerade diese Gewerk-
schaftsführer des Typs Fahimi, Werneke und Benner – 
überzeugte Unterstützer der NATO –, die über Jahrzehnte 
hinweg den Niedergang von IG Metall, IGBCE und ver.di 
direkt mit verantwortet haben! Ob massive Verlagerungen 
seit den 1990ern, Angriffe während der Pandemie oder 
Lohneinbußen durch Infl ation: Immer wieder haben diese 
Gewerkschaftsführer gezeigt, dass sie eher tot umfallen 
würden, als einen wirklichen Kampf im Interesse der Beleg-
schaften zu entfesseln und mit den Kapitalisten in Konfron-
tation zu kommen.

Die Lage ist schwer: Immer mehr Arbeiter wenden sich 
von den Gewerkschaften ab und die Vereinzelung nimmt 
zu. Das wiederum erhöht den Druck enorm auf die fortge-
schrittensten Arbeiter. Als Kommunisten und kämpferische 
Arbeiter dürfen wir uns nichts vormachen: Wir stehen vor 
großen Angriffen und haben im Moment kaum Einfl uss auf 
die Massen. Umso wichtiger ist es, dass wir uns als die be-
wusstesten Kämpfer mit kühlem Kopf positionieren. Die 
Richtschnur muss sein: in jedem Konfl ikt eine Perspektive 
vorzugeben, wie wir die Arbeiter in ihrem Interesse gegen 
die Kapitalisten vereinen können, gegen die Linie der Ar-
beiterführer, die Regierung und NATO unterstützen. Mit 
dieser Perspektive können Revolutionäre eine wichtige Rol-
le in den kommenden Kämpfen spielen, um den größtmögli-
chen Widerstand zu leisten und die Interessen der Arbeiter 
zu verteidigen.■
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Viele feiern den Tod von Ali Chamenei, dem Obersten Füh-rer des Iran. Er wurde (zusammen mit Mitgliedern seiner Familie) in seiner Residenz durch amerikanische und israe-lische Luftangriffe ermordet. Das Spektrum derjenigen, die seinen Tod feiern, ist recht breit und das ist ein ziemliches Problem: von Netanjahu, Trump, Reza Pahlavi und der mo-

narchistischen Diaspora im Westen bis hin zu angesehenen Liberalen, großen Teilen der iranischen Progressiven, die durch die Bewegung „Frau, Leben, Freiheit“ verbunden sind, und einigen Linken. Was all diese unterschiedlichen Kräfte im Grunde zusammenbringt, ist die Freude über den Tod des „Diktators“.
Lasst uns einige Grundlagen klären: Die Ermordung des Ajatollahs durch die USA und Israel ist kein Grund zur Freude. Ja, er hatte Blut an seinen Händen, nicht nur vom Dey-Aufstand (Ende Dezember bis Mitte Januar nach west-lichem Kalender), sondern auch von den Zehntausenden Kommunisten und Linken, die er und sein Vorgänger nach 1979 abgeschlachtet haben. Aus der Sicht eines großen Teils der iranischen Bevölkerung war er in der Tat ein Diktator. Kommunisten unterstützen das Regime der Mullahs nicht. Aber wenn das Land vom Imperialismus angegriffen wird, ergreifen wir Partei. Und diese Partei ist die des Iran, gegen die USA und Israel.

Das sind nicht nur Worte oder Slogans, sondern sie ha-ben materielle und praktische Auswirkungen: Es bedeutet, für den Sieg des Iran über die Imperialisten und Zionisten und gegen seine Schwächung durch die Aggressoren zu sein. Alle Sozialisten vor Ort und alle, die die Massen des Iran befreien wollen, sind verpflichtet, auf der Seite des Iran zu kämpfen, um diese Ziele zu erreichen.Die Ermordung des Ajatollahs muss in diesem Zusam-menhang gesehen werden, und von diesem Standpunkt aus ist sie nichts, was man feiern sollte. Dies ist keine morali-sche Frage, sondern eine Frage des politischen Kampfes. Die Islamische Republik ist seit 1979 ein Problem für die Pläne der USA und Israels für die Region. Chamenei, seit 36 Jahren ihr zentraler Architekt, bestimmte ihre allgemei-ne Ausrichtung und war einer der wichtigsten Führer der Achse des Widerstands. Er war somit ein wesentlicher Aus-druck für das Problem der Imperialisten. Also töteten sie 

ihn als Teil ihres umfassenderen Plans, die Islamische Re-publik als Hindernis für ihre Ziele zu beseitigen. Er wurde nicht durch einen unabhängigen Kampf der Massen besei-tigt, sondern durch die Schlächter von Gaza. Sein Tod för-dert daher die Ziele der Imperialisten und Zionisten. Anders zu denken hieße, sich freiwillig zum Idioten zu machen.Aber viele sind bereitwillige Idioten. Um dies zu verste-hen, müssen wir das Spektrum all derer untersuchen, die den Tod von Chamenei feiern. Auf der einen Seite steht die imperialistisch-zionistische Tötungsmaschine, die ihre Ag-gression teilweise damit rechtfertigt, dass sie dem „irani-schen Volk“ hilft, sich gegen das Regime zu erheben. Die Liberalen im Westen vergessen in typischer Manier plötz-lich, dass sie Trump hassen, und nicken scheinheilig, wäh-rend sie die Propaganda ihrer eigenen Regierungen über den bösen und autoritären Ajatollah nachplappern.Und während viele iranische Progressive und Linke ge-gen den Krieg sind und die Imperialisten und Zionisten für die Bombardierung von Schulen verurteilen, übersehen sie die Tatsache, dass es buchstäblich dieselben Todeskräfte und dieselben Bomben waren, die auch Chamenei getötet haben. Das scheint ihnen nichts auszumachen, während sie seinen Tod feiern. Warum? Wiederum, weil Chamenei ein Dikta-tor war, also gut, dass er weg ist. Sie sind so sehr von ihrem Hass auf die Islamische Republik eingenommen und so sehr von ihrem Wunsch, das Regime loszuwerden, getrie-ben, dass es ihnen nichts ausmacht, dass es die Kräfte des Völkermords sind, die ihre Führer ermorden. Sie atmen er-leichtert auf und beklagen nur, dass der Ajatollah nicht vom Volk zur Rechenschaft gezogen wurde.Und dann gibt es noch diese Dilettanten auf der Linken, die nicht in der Lage sind, den Unterschied zwischen einer imperialistischen Macht, die weltweit Chaos anrichtet, und einem autoritären und theokratischen kapitalistischen Land, das vom Imperialismus unterdrückt wird, zu erken-nen. Sie begraben diese grundlegende leninistische Unter-scheidung, springen auf diesen erbärmlichen Zug auf, ver-urteilen beide Seiten als Kriegstreiber und jubeln über den Tod des Diktators, während sie „kein Krieg außer Klassen-krieg“ schreien. Einige Organisationen, wie die Arbeiter-kommunistische Partei Irans, überschreiten die Grenze völlig und machen die 47-jährige Existenz der Islamischen Republik dafür verantwortlich, die Aggression der USA und Israels provoziert zu haben.

Imago

von Mansa Kaur

Warum Linke  Warum Linke 
den Tod von Chamenei  den Tod von Chamenei 

nicht feiern solltennicht feiern sollten
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Familie) in seiner Residenz durch amerikanische und israelische Luftangriffe ermordet. Das Spektrum derjenigen, die 

Folgendes ist ein Beitrag der IKL zu dem für Mai geplanten 

Treffen der Internationalistischen Kräfte. 

Seit Trump wieder im Amt ist, hat er Zölle gegen den 

größten Teil der Welt verhängt, den Iran bombardiert, Nige­

ria bombardiert, den Völkermord in Gaza unterstützt, den 

Präsidenten Venezuelas entführt, Mexiko, Grönland und 

Kolumbien bedroht (um nur diese zu nennen) und hungert 

Kuba buchstäblich aus. Während wir dies schreiben, bom­

bardieren die USA und Israel den Iran, ein größerer Krieg 

droht. Und dann ist da China, das sich auf den Verkauf bil­

liger Elektroautos und Solarzellen konzentriert.

Sieht so eine Periode zunehmender interimperialisti­

scher Rivalitäten aus? Die eine Seite in der Offensive, wäh­

rend die andere kaum etwas unternimmt, um darauf zu re­

agieren? Wenn China die Vorherrschaft der USA 

herausfordert, warum nutzt es dann nicht seine enorme 

Militärmacht, um seine Verbündeten ernsthaft zu schützen? 

Warum setzt es seine Wirtschaftskraft kaum gegen die USA 

ein? 
Die Antwort ist einfach: China strebt nicht nach der 

Weltherrschaft, und die Weltlage wird nicht durch inter­

imperialistische Rivalitäten bestimmt. Vielmehr wird sie 

weiterhin durch die unberechenbaren und aggressiven Ver­

suche der USA geprägt, ihr globales Imperium aufrechtzu­

erhalten. 

Was will Trump? 
Es wurde viel über die Nationale Sicherheitsstrategie der 

Trump­Regierung gesprochen und darüber, wie sie angeb­

lich beweist, dass die USA nicht mehr die bestimmende 

Weltmacht sind. Sicher, in dem Dokument heißt es, dass die 

USA sich nicht mehr in jeder Ecke der Welt einmischen 

werden. Aber das ist nur Ausdruck davon, dass die Ressour­

cen besser darauf konzentriert werden sollen, wichtige Kon­

kurrenten zu stoppen. 
Trumps „Donroe“­Doktrin beschränkt die Macht der 

USA nicht auf die westliche Hemisphäre. Ihr Vorschlag ist, 

sich auf Lateinamerika zu konzentrieren, da hier eine 

Schwachstelle in Chinas wachsendem Einflussbereich gese­

hen wird. Gleichzeitig strebt sie einen von Israel dominier­

ten Nahen Osten, eine politische Neuausrichtung in Europa 

nach den Vorstellungen der amerikanischen Rechten (kei­

nen Bruch mit dem transatlantischen Bündnis!) und die 

Aufrechterhaltung der Vorherrschaft der USA im Pazifik 

an. Das ist kaum eine isolationistische Politik. 

Trump macht keinen Hehl daraus, dass seine aggressive 

Außenpolitik darauf abzielt, die Macht der USA zu stärken 

und den Niedergang der USA umzukehren. Abgesehen viel­

leicht von Teilen Afrikas und der Ostukraine gibt es keinen 

Bereich der Welt, in dem die USA bereit sind, sich zurück­

zuziehen, sodass andere Mächte übernehmen können. 

Wenn Trumps Außenpolitik eines beweist, dann dass die 

USA ihr globales Imperium nicht ohne einen fanatischen 

Kampf aufgeben werden, der unvorstellbare Verwüstungen 

mit sich bringt. 

Friedlicher Imperialismus? 

Es besteht kein Zweifel daran, dass China weltweit enor­

me wirtschaftliche Interessen hat. Es besteht auch kein 

Zweifel daran, dass Chinas Außen­ und Wirtschaftspolitik 

von den Interessen chinesischer Kapitalisten und der Büro­

kraten der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) geleitet 

wird. Aber diese Faktoren allein machen China nicht zu ei­

ner imperialistischen Macht. Kein Imperium in der Weltge­

schichte existierte allein auf der Grundlage wirtschaftlicher 

Stärke. Der Imperialismus braucht militärische Gewalt wie 

das Feuer die Luft. 
Aber seit 1979 hat China keinen Krieg mehr geführt! 

Wir sollen glauben, dass China nach 1992 zu einer imperia­

listischen Weltmacht geworden ist, ohne einen einzigen 

Schuss abzugeben. Wie ist das möglich? Ist der Imperialis­

mus pazifistisch geworden? Oder irren sich vielleicht die 

marxistischen Theoretiker vom „chinesischen Imperialis­

mus“? Die Frage zu stellen heißt, sie zu beantworten. 

Wäre China imperialistisch, würde es sicherlich sein Mi­

litär einsetzen, um seine Interessen im Ausland zu verteidi­

gen, wie es jede andere imperialistische Macht seit jeher 

getan hat. Doch es tat nichts, als Venezuela, Chinas engster 

Partner in Lateinamerika, dem es 100 Milliarden Dollar 

geliehen hat, von den USA angegriffen wurde. Es unter­

nahm auch nichts, als der Iran, ein BRICS+­Partner und 

wichtiger Öl­Lieferant, im 12­tägigen Krieg angegriffen 

wurde. Was ist mit Pakistan? Was hat China unternommen, 

als die USA die Absetzung von Präsident Imran Khan zu­

gunsten eines amerikanischen Handlangers orchestriert ha­

ben? Nichts. Und trotz der wachsenden Zahl von Ländern, 

die ihre Schulden nicht mehr bedienen können, gibt es keine 

Anzeichen dafür, dass Chinas Militär oder Geheimdienste 

Extrablatt
4. April 2026

Der Irrglaube der

interimperialistischen
Der Irrglaube der

interimperialistischen

AnalyseAnalyse
iclfi .org/spartacist/
de/2026-iran4
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Dieses Flugblatt wurde vor mehreren Hamburger Hafen-Termi-
nals verteilt, um Hamburger Kollegen für die GHB-Demo am 8. 
April in Bremerhaven zu mobilisieren. Die Hafenarbeiter für 
eine kämpferische ver.di kämpfen dafür, den Erhalt des GHB 
Bremerhaven mit der kommenden Tarifrunde zu verknüpfen. 
Über Jahre hat die oberste ver.di-Führung in diesem Bereich 
Verschlechterungen und Spaltungen hingenommen. Das zeigt 
uns, dass wir für einen Kurswechsel kämpfen müssen.

Wieder einmal drohen die Hafenbosse mit Insolvenz 
beim GHB im Lande Bremen, um noch mehr Flexibilisie-
rung und Verschlechterungen durchzusetzen. Wie die Kol-
legen aus Bremen und Bremerhaven in ihrem Aufruf zur 
Demo am 8. April sagen: Ein Angriff auf den GHB ist ein 
Angriff auf alle. Wir von den Hafenarbeitern für eine kämp-
ferische ver.di begrüßen euren Kampf und rufen die Ham-
burger Hafenarbeiter auf, am 8. April nach Bremerhaven zu 
kommen, um die Kollegen des GHB dort zu unterstützen. 
Ver.di mobilisiert in Hamburg, damit aber möglichst viele 
Kollegen zur Demo gehen können, wäre es am besten, wenn 
ver.di zu einer vierstündigen Arbeitsniederlegung aufruft.

Sowohl in Bremerhaven beim Kampf um den Haustarif, 
als auch in Hamburg beim Kampf gegen den MSC-Deal hat 
sich gezeigt, dass wir aus unserer Gewerkschaft eine kämp-
ferische Organisation machen müssen. Die Kollegen im 
Autoumschlag haben bereits den schlechtesten Tarif und 
jetzt wollen die Bosse der Hafeneinzelbetriebe wieder alle 
Risiken hauptsächlich auf den GHB abwälzen. Das kennen 
wir auch in Hamburg, wir werden älter, sollen aber mehr 
arbeiten. Bei Eurogate Hamburg benutzen sie Teilzeitmo-
delle und bei der HHLA CTX, um Flexibilisierung auf die 
Arbeiter abzuwälzen. Es gibt Auslagerungen bei angeblich 
weniger profi tableren kleinen Terminals und Betriebsteilen. 
Aushöhlung der GHB-Tarife und unsichere Arbeitsplätze. 
Was weg ist, ist weg. Während die Hafenbosse die Gewinne 
einfahren, sollen wir bezahlen und zurück stecken?! NEIN! 
Beim GHB in Bremerhaven ist ein Sieg notwendig, um Er-
rungenschaften abzusichern.

Hafenbosse raus aus den Einteilungen! Deren Interessen 
sind unseren entgegengesetzt, wir brauchen bessere und ge-
rechtere Einteilungen, von ver.di organisiert. Automatisie-
rung muss zu Gunsten der Beschäftigten! Der Druck auf 
uns kommt nicht nur von den Hafenbossen, Merz und 
Klingbeil geben mit vollen Händen Geld aus, um Ukraine 
und Israel zu unterstützen. Kriegspolitik und NATO-Mit-
gliedschaft läßt Abgaben und Spritpreise explodieren. Die 
Kosten werden auf uns abgewälzt. Ein Fallenlassen der 
Sanktionen gegen Russland und Iran würde dagegen mehr 
Arbeit und Jobs für Hafenarbeiter bedeuten, dort und hier. 
Ver.di muss den Kampf kämpferisch führen. Das geht nicht, 
wenn man Verständnis für die Hafenbosse hat. Lasst uns 
eine Allianz der Hafenarbeiter aufbauen, damit sie uns 
nicht gegeneinander ausspielen können.
Alle zusammen für den Erhalt des GHB im Lande Bremen. 

Keine Flexibilisierung! 
Keine Verschlechterungen! 

Keine Entlassungen!

Hamburger Hafenarbeiter für eine 
kämpferische ver.di sagen:

Verteidigt den GHB Land Bremen

Hafenarbeiter
Für eine 

kämpferische ver.di

linktr.ee/
ha� om

8. April, Bremerhaven, 
400 Hafenarbeiter aus 
Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg demonstrieren für 
den Erhalt des GHB. Unten: 
Hafenarbeiter für eine 
kämpfe rische ver.di haben in 
Hamburg zur Unterstützung 
der Kollegen  mobilisiert und 
waren vor Ort

Links: RSO                    Unten: Hafenkomitee@proton.me   


